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Aktuelle Stellungnahmen aus dem Institut Arbeit und Qualifikation
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03

Gerhard Bäcker

Mindestlohn braucht Kontrolle. 
Schriftliche Stellungnahme 
- zum Antrag: „Mindestlohn sichern – Umge-
hungen verhindern“ der Fraktion „Die Linke“                      
(Drucksache 18/4183)
- zur Unterrichtung durch das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales „Bericht des IAB“                 
(Ausschussdrucksache 18 (11)504)

Kurz gefasst:

•

•	  

	

•

•

Der zum 01.01.2015 eingeführte gesetzliche Mindestlohn ist nicht nur gut 
„verkraftet“ worden, sondern wirkt selbst auch als Motor der robusten 
privaten Nachfrage. Fraglich ist allerdings, ob der Mindestlohn auch in al-
len Betrieben real umgesetzt wird und es nicht zu Versuchen kommt, ihn 
zu umgehen.  

Vor allem für geringfügig Beschäftigte, Frauen und Unqualifizierte so-
wie die Beschäftigten in den typischen Niedriglohnbranchen brachte der 
Mindestlohn merkliche Einkommenserhöhungen. Diese können – bei 
gegebener Arbeitszeit – sehr schnell dazu führen, dass die Geringfügig-
keitsschwelle überschritten wird. Da das Monatseinkommen nicht höher 
als 450 Euro liegen darf, errechnet sich eine maximale regelmäßige Ar-
beitszeit von 52,9 Stunden im Monat bzw. 12,3 Stunden in der Woche, bis 
zu der die Arbeitnehmer keine Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
zahlen müssen.

Auffällig ist, dass nach Einführung des Mindestlohns gerade in den so-
genannten Niedriglohnbranchen die geringfügige Nebenbeschäftigung 
durch diese Zeitbegrenzung nicht zurückgegangen ist, sondern sich so-
gar erhöht hat. Offenbar gibt es große Anreize, die Stundenzahl fehlerhaft 
anzugeben – einerseits für die Arbeitgeber von Vorteil, weil sie effektive 
Stundenlöhne unterhalb des Mindestlohns zahlen, und anderseits für die 
Beschäftigten, weil sie keinen Einbruch bei ihren Nettoverdiensten hin-
nehmen müssen. 

Diese Konstellation verhindert einen Ausbruch aus dem „gläsernen Ge-
fängnis“ der Minijobs, obgleich der Übergang in ein reguläres Beschäfti-
gungsverhältnis arbeitsmarkt- und sozialpolitisch erwünscht und für die 
Beschäftigten in längerfristiger Sicht vorteilhaft wäre. An der Arbeitszeit-
dokumentation bei den Minijobs muss deshalb unbedingt festgehalten 
werden, notwendig ist eine wirksame Kontrolle. Lösen lässt sich dieses 
Problem aber nur durch die überfällige Neuregelung sowohl der geringfü-
gigen Beschäftigung als auch des Steuerrechts.

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/041/1804183.pdf
http://doku.iab.de/externe/2016/k160316r01.pdf
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Standpunkt

1.	 Um die Wirkungen des zum 01.01.2015 eingeführten gesetzlichen Mindest-	
lohns abschätzen zu können, 

- ist es auf der einen Seite grundlegend zu wissen, wie viele Beschäftigte in wel-
chem Zeitrahmen Anspruch darauf hatten bzw. haben, dass ihr Lohn auf 8,50 € 
angehoben wird,

- kommt es auf der anderen Seite aber auch darauf an, ob und in welchem Maße 
dieser Anspruch tatsächlich realisiert wird.

2.	 Exakte Daten hinsichtlich der beiden Aspekte liegen nicht vor. Die Berechnun-
gen hinsichtlich der Anspruchsberechtigten schwanken zwischen 4 und 6 Mio. Perso-
nen (Weinkopf/Kalina 2015; Brenke 2014). Belastbar sind diese Größen jedoch nicht, 
da sie sich auf die Jahre 2013/2014 beziehen und deshalb die Entwicklung bis 2015 nicht 
berücksichtigt haben. Seitdem gab es aber, quasi im Vorzieheffekt, tarifliche Mindest-
lohnvereinbarungen sowie Erhöhungen der Entgelte in Niedriglohngruppen. Hinzu 
kommen die im Gesetz geregelten Ausnahme- und Übergangsregelungen für einzelnen 
Beschäftigtengruppen und Branchen, deren quantitative Bedeutung unklar ist. 

3.	 Eindeutig ist jedoch, dass vor allem geringfügig Beschäftigte, Frauen und Un-
qualifizierte sowie die Beschäftigten in den typischen Niedriglohnbranchen mit Lohn-
erhöhungen rechnen konnten; dies gilt insbesondere für ArbeitnehmerInnen in den 
neuen Bundesländern (Amlinger/Bispinck/Schulten 2016). Zwar liegen noch keine In-
formationen des Statistischen Bundesamtes über die Lohnstruktur im Jahr 2015 (und 
im Vergleich zu den Vorjahren) vor, aber die vierteljährliche Verdiensterhebung lässt 
bereits erkennen, dass gerade die Löhne im unteren Verdienst- und Qualifikationsseg-
ment besonders stark angestiegen sind (Statistisches Bundesamt 2015). 

4.	 Je größer der Kreis der Begünstigten und je höher die Lohnerhöhung (als Diffe-
renz zwischen dem vormaligen Stundenlohn und dem Mindestlohn), desto merklicher 
werden auch Effekte des Mindestlohns ausfallen. Hinsichtlich der Beschäftigungseffekte 
steht fest, dass die dramatisierenden Prognosen hinsichtlich eines deutlichen Beschäfti-
gungsabbaus und einer steigenden Arbeitslosigkeit allesamt nicht eingetreten sind. Die 
im IAB-Bericht (Arbeitsmarktspiegel) differenziert ausgewiesenen Daten sprechen eine 
eindeutige Sprache und sollen hier nicht weiter kommentiert werden. Die seit Anfang 
2016 vorliegenden Arbeitsmarkt- und Arbeitslosenzahlen lassen zudem erkennen, dass 
der positive Trend anhält und dass der Mindestlohn nicht nur gut „verkraftet“ worden 
ist, sondern selbst auch als Motor der robusten privaten Nachfrage wirkt.

5.	 Eine Anspruchsberechtigung führt allerdings nicht automatisch auch zur tat-
sächlichen Inanspruchnahme. Entscheidend war und ist deshalb, ob der Mindestlohn 
auch in allen Betrieben real umgesetzt wird und es nicht zu Versuchen kommt, ihn zu 
umgehen bzw. ihn nicht zu beachten. Die bislang bekannten Umgehungsstrategien sind 
vor allem:

2016-03
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-	 Falsch notierte Arbeitszeit / unbezahlte Überstunden

-	 Scheinselbstständigkeit / Werkverträge

-	 Status des Praktikanten oder ehrenamtlichen Helfers

-	 Falsche Anrechnung/Angabe von Entgeltbestandteilen sowie von Fahrt-	
	 zeiten, 	Bereitschaftsdiensten, Pausenzeiten, etc.

Erste Untersuchungsergebnisse des IAQ zeigen, dass Betriebe nach Wegen suchen, um 
Zulagen (Schicht- oder Nachtdienste, Sonntagsarbeit), Sonderzahlungen (Weihnachts-
geld) oder Umsatzbeteiligungen auf den Grundlohn anzurechnen. Die Unübersicht-
lichkeit und Unklarheit der Regelungen zu den anrechnungsfähigen und nicht-an-
rechnungsfähigen Entgeltbestandteilen (vgl. die auf den Angaben des Zoll basierende 
Darstellung im Anhang) macht die Kontrolle äußerst schwierig. Hier macht sich nach-
teilig bemerkbar, dass die Entgeltbestandteile nicht in das Gesetz aufgenommen worden 
sind. 

Besondere Schwierigkeiten entstehen in den Branchen und Tätigkeitsfeldern, in denen 
nach Stückzahlen bezahlt wird, oder in Betrieben, die unbezahlte Mehrarbeit verlangen.

6.	 Die korrekte Arbeitszeitdokumentation ist das entscheidende Mittel, um einen 
Verstoß letztlich nachweisen zu können. Großer Kritikpunkt war die festgelegte Auf-
zeichnungspflicht bis zu einem Bruttoeinkommen von 2.958 € pro Monat. Das BMAS 
hat diese Regelung am 31.07.2015 mit einer neuen Verordnung abgeändert. Demnach 
besteht keine Pflicht zur Aufzeichnung der Arbeitszeit bei mehr als 2.000 € pro Monat, 
wenn der Arbeitgeber dieses Monatsentgelt für die letzten vollen zwölf Monate nach-
weislich gezahlt hat. Zeiten ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt bleiben bei der Berech-
nung des Zeitraums von zwölf Monaten unberücksichtigt. Für Saisonbeschäftigte und 
Minijobber im gewerblichen Bereich bleibt die Aufzeichnungspflicht jedoch bis zur Ein-
kommensschwelle von 2.958 € unverändert bestehen. Keine Pflicht zur Aufzeichnung 
der Arbeitszeiten bestehen für im Betrieb des Arbeitgebers arbeitende Ehegatten, einge-
tragene Lebenspartner, Kinder und Eltern des Arbeitgebers oder, wenn der Arbeitgeber 
eine juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft ist, des vertretungs-
berechtigten Organs der juristischen Person oder eines Mitglieds eines solchen Organs 
oder eines vertretungsberechtigten Gesellschafters der rechtsfähigen Personengesell-
schaft.

7.	 Bislang lässt sich nur vermuten, ob und in welcher Größenordnung Mindest-
lohnverstöße begangen werden. Die Berichte des Zolls liefern dazu nur einen Aus-
schnitt der Situation. Allgemein gilt, dass die Umgehung umso mehr um sich greift, je 
mehr Betriebe davon Gebrauch machen. Nur dann, wenn ein Unternehmen sicher sein 
kann, dass der Konkurrent sich an das Gesetz hält und den Wettbewerb nicht über ein 
Lohndumping praktiziert, wird sich ein Allgemeinverständnis über die Einhaltung des 
Gesetzes herausbilden können.

2016-03
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8.	 Mindestlohnverstöße sind im besonderen Maße bei den geringfügigen Beschäf-
tigungsverhältnissen zu vermuten. Die Daten der BA und des IAB (Arbeitsmarktspiegel) 
zur quantitativen Entwicklung der geringfügig Hauptbeschäftigten und der geringfügig 
Nebenbeschäftigten lassen ein geteiltes Bild erkennen: Die Zahl der ausschließlich ge-
ringfügig Beschäftigten hat sich um die Jahreswende 2014/2015 verringert, die Zahl der 
Nebenbeschäftigten aber erhöht. Der Rückgang der Hauptbeschäftigten zeigt sich aber 
auch schon im Jahr 2014. Und seit Anfang 2015 steigt die Zahl der Hauptbeschäftigten 
wieder an. Diese Entwicklung ist erklärungsbedürftig, denn der Rückgang der Haupt-
beschäftigten zwischen Ende 2014 und Anfang 2015 ist keinesfalls deutlich ausgefallen 
und der von der Mindestlohngesetzgebung unbeeinflusste Zuwachs der Nebenbeschäf-
tigten nur schwer nachvollziehbar.

9.	 Die These bzw. Vermutung ist, dass es für die Minijobber – gleichermaßen für 
die geringfügig Hauptbeschäftigten wie für die im Nebenjob geringfügig Beschäftigten – 
aus einen kurzfristigen finanziellen Sicht wenig Sinn macht, über die Geringfügigkeits-
grenze hinaus zu verdienen und damit steuer- und beitragspflichtig zu werden. Dem ste-
hen die sozial- und steuerrechtlichen Regelungen entgegen. Im Ergebnis gibt es Anreize, 
die Stundenzahl fehlerhaft anzugeben. 

10.	 Nahezu 80 % der Minijobber erhalten einen Stundenlohn unterhalb der Nied-
riglohnschwelle (Kalina/Weinkopf 2015). Insofern kommt es durch den Mindestlohn 
gerade in diesem Beschäftigungssegment zu merklichen Einkommenserhöhungen. Die-
se Einkommenserhöhungen können – bei gegebener Arbeitszeit – nun sehr schnell dazu 
führen, dass die Geringfügigkeitsschwelle überschritten wird. 
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Da das Monatseinkommen nicht höher als 450 Euro liegen darf, errechnet sich eine 
maximale regelmäßige Arbeitszeit von 52,9 Stunden im Monat bzw. 12,3 Stunden in 
der Woche, bis zu der die Arbeitnehmer keine Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
zahlen müssen. Um abschätzen zu können, in welchem Maße der Mindestlohn zu einer 
Überschreitung der Geringfügigkeitsgrenze führt, müssten detaillierte Informationen 
über die Höhe der Einkommen und die Zahl der Wochenstunden in diesem Beschäfti-
gungssegment vorliegen. Seit dem Wegfall der 15-Stunden-Grenze ab dem 1. April 2003 
gibt es hinsichtlich der wöchentlichen Arbeitszeit keine zeitlichen Beschränkungen 
mehr. Durch den Mindestlohn ist diese Stundengrenze aber faktisch wieder eingeführt 
worden. 

11.	 Über die Zahl derjenigen Beschäftigten, die im Haupt- oder Nebenjob vor Ein-
führung des Mindestlohns mehr als 12,3 Stunden gearbeitet haben und bei unveränder-
ter Arbeitszeit damit steuer- und beitragspflichtig geworden sind, liegen nur wenig In-
formationen vor. Die Entgelte weisen offensichtlich eine breite Streuung auf und je nach 
Beschäftigtengruppe sind die Unterschiede beachtlich (Eichhorst u.a. 2012: 18): Geringe 
Entgelte fallen bei Personen in Ausbildung, bei Rentner/innen und bei Arbeitslosen an 
(maximal 170 € dürfen anrechnungsfrei verdient werden). Bei den Hausfrauen konzen-
trieren sich hingegen zu 64% die Beträge am Ende der Entgeltgrenze (Körner/Meinken/
Puch 2013: 54). Eine ebenfalls breite Streuung ist bei den geleisteten Arbeitsstunden 
festzustellen. Jedoch zeigt sich eine Ballung im Bereich von 10 Wochenstunden und 
mehr bzw. 50 Monatsstunden und mehr (Eichhorst u. a. 2012: 19; RWI 2012: 34; Kel-
ler/Schulz/Seifert 2012: 4). Die Registerstatistikumfrage kommt zu dem Ergebnis, dass 
35% der Hausfrauen im Bereich ausschließlich geringfügiger Beschäftigung länger als 
10 Wochenstunden arbeiten Ein Großteil dieser Gruppe hat überhaupt keine wöchentli-
che Arbeitszeit vereinbart und übt die Tätigkeit unregelmäßig („Arbeit auf Abruf “) aus 
(Körner/Meinken/Puch 2013: 55). 

12.	 Geht man von einem Einkommen von 450 Euro aus, liegt bei einem Stunden-
lohn von 7,50 Euro die Arbeitszeit bei 14 Wochenstunden und bei einem Stundenlohn 
von 6,50 Euro sogar bei 16 Stunden. Wenn diese Annahmen stimmen, dann müssten 
seit Januar 2015 entweder ein erheblicher Teil der Arbeitsverträge geändert und gerin-
gere Wochenstunden vereinbart worden seien oder aber die Zahl der Minijobs, und 
zwar sowohl der Haupt- als auch der Nebenjobs müsste sich deutlich verringert ha-
ben, weil sie nunmehr der Steuer- und Versicherungspflicht unterliegen. Der nur leichte 
Rückgang der Hauptbeschäftigten und der zeitgleiche Zuwachs der Nebenbeschäftigten 
spricht aber dagegen: Entweder stimmt es nicht, dass seit Anfang 2015 viele Minijobber 
das zulässige Stundenvolumen überschreiten oder aber es trifft zu, dass die vertraglichen 
Arbeitszeiten deutlich verringert worden sind. Auf jeden Fall weisen die verfügbaren 
Daten darauf hin, dass die Minijobs eine ausgesprochen hohe Persistenz aufweisen. Dies 
nährt eine weitere Vermutung: Nicht auszuschließen ist, dass die tatsächlichen Arbeits-
zeiten nicht wahrheitsgemäß dokumentiert werden und die Kontrollen unzureichend 
sind. 
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13.	 Diese These liegt deshalb nahe, weil es auch im unmittelbaren, kurzfristigen 
Interesse der Beschäftigten liegt, die Einkommensgrenze von 450 Euro nicht zu über-
schreiten. Dies ist die Folge der beitrags- und steuerrechtlichen Regelungen, die beim 
Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze greifen: je nach Fallkonstellation und Steu-
erklasse vermindern sich beim steigendem Bruttoeinkommen die Netto-Einkommen 
erheblich. Besonders drastisch fallen die Nettoverluste bei der Steuerklasse V aus: Bei 
einem Bruttoeinkommen von 451 Euro reduziert sich das Nettoeinkommen auf 358,30 
Euro. Und bei einem Bruttoverdienst von 460 Euro summieren sich die Steuer- und Bei-
tragsabzüge auf fast 100 Euro (96,50 Euro) und das Nettoeinkommen sinkt auf 363,50 
Euro ab. Um den vormaligen Nettobetrag von 450 Euro wieder zu erreichen, muss das 
Bruttoeinkommen schon bei 640 Euro liegen. Exakte Berechnungen je nach Steuerklas-
se finden sich im Anhang.

14.	 Eine unzutreffende oder gar fehlende Arbeitszeitdokumentation führt deshalb 
dazu, dass einerseits die Arbeitgeber einen Vorteil haben, weil sie effektive Stundenlöh-
ne bezahlen, die unterhalb des Mindestlohns liegen, und dass anderseits die Beschäftig-
ten keinen Einbruch bei ihren Nettoverdiensten hinnehmen müssen. Diese gleichsam 
perverse Konstellation verhindert einen Ausbruch aus dem „gläsernen Gefängnis“ der 
Minijobs, obgleich der Übergang in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis arbeits-
markt- und sozialpolitisch erwünscht und für die Beschäftigten in längerfristiger Sicht 
letztlich vorteilhaft wäre. Erforderlich sind deshalb ein unbedingtes Festhalten an der 
Arbeitszeitdokumentation bei den Minijobs und eine wirksame Kontrolle. Lösen lässt 
sich dieses Problem aber nur durch die überfällige Neuregelung sowohl der geringfügi-
gen Beschäftigung als auch des Steuerrechts.

Anhang 1:

Folge der Steuerklassenwahl: Abrupte Einkommensverluste beim Überschreiten der 
Geringfügigkeitsgrenze (vgl. Bäcker 2015)

Verdienen Beschäftigte im Monat nicht mehr als 450 Euro (bzw. 5.400 Euro im Jahr) 
werden keine Steuern und Sozialabgaben erhoben. Überschreiten geringfügig Haupt-
beschäftigte diese Grenze gelten die Regelungen der sog. Midijobs: Anders als Minijobs 
unterliegen Midijobs der Steuer- und Sozialversicherungspflicht. Bei einem Überschrei-
ten der Geringfügigkeitsgrenze verringert sich infolgedessen das Nettoeinkommen. Der 
Beitragssatz der Arbeitnehmer setzt allerdings nicht in voller Höhe ein, er liegt zunächst 
bei nur 11 % und steigt schrittweise an. Bei einem Einkommen von 851 Euro (Ende der 
Midijobzone) wird dann der volle Beitragssatz fällig. Wird bei einer Nebenbeschäfti-
gung die Grenze von 450 Euro überschritten, werden hingegen die regulären Beitrags-
sätze zu den Zweigen der Sozialversicherung unmittelbar fällig. 
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Diese beitrags- und steuerrechtliche Sonderstellung der Minijobs konstituiert ein spezifi-
sches Arbeitsangebot einzelner Beschäftigtengruppen: Sie schafft monetäre Anreize, das 
Arbeitsangebot auf wenige Arbeitsstunden bzw. auf ein niedriges Entgelt zu begrenzen. 
Wer auf einen Krankenversicherungsschutz durch ein Beschäftigungsverhältnis nicht 
angewiesen ist, weil bereits eine alternative Absicherung besteht (so für Ehepartner, 
Schüler, Studierende, Rentner, Arbeitslose sowie für Arbeitnehmer mit einer versiche-
rungspflichtigen Hauptbeschäftigung), und auch eine eigenständige Sicherung im Alter 
oder bei Erwerbsminderung als nachrangig erachtet, ist daran interessiert, das monatli-
che Einkommen von 450 € nicht zu überschreiten. Die Anreize, sich auf eine Erwerbs-
beteiligung in diesem Segment des Arbeitsmarktes einzurichten und den Schwellenwert 
von 450 Euro nicht zu überschreiten, werden in besonderem Maße offensichtlich, wenn 
auch steuerrechtliche Aspekte berücksichtigt werden. Die Steuerbelastung jenseits der 
Geringfügigkeitsgrenze hängt dabei entscheidend von der Art der Beschäftigung und 
der Steuerklassenwahl ab. 

Handelt es sich um eine Hauptbeschäftigung, dann fallen in der Steuerklasse I (Ledige), 
III (Verheiratete, wenn nur ein Partner steuerpflichtig ist) und IV (Verheiratete, wenn 
beide Partner steuerpflichtig sind) keine Lohnsteuern an, soweit der Verdienst unter-
halb des Grundfreibetrags von (2015: 8.472 Euro im Jahr) liegt. Gänzlich anders sieht es 
aus, wenn Ehepartner die Steuerklassen III und V kombinieren und - in aller Regel - die 
steuerpflichtige Ehefrau unter die Steuerklasse V (hohe Steuersätze) und der Ehemann 
unter die Steuerklasse III (niedrige Steuersätze) fällt. Durch diese Kombination lassen 
sich die Steuerabzüge vom höheren Einkommen des Ehemannes minimieren - um den 
Preis einer hohen Steuerbelastung der Frau. Diese Steuerklassenwahl liegt auch deswe-
gen nahe, da bei einer bislang steuerfreien Minijob-Beschäftigung der Frau der Mann 
ohnehin die Steuerklasse III gewählt hat, um aktuell über ein möglichst hohes Nettoein-
kommen zu verfügen. Wird die Frau steuerpflichtig, bleibt es bei der Steuerklasse III für 
den Mann und erfolgt entsprechend eine Einstufung der Frau in die Steuerklasse V. Die-
ser Mechanismus kann nur unterbrochen werden, wenn die Ehepartner die Zuordnung 
zur Steuerklasse (IV/IV) beantragen. Diese Kombination ist aber nur sinnvoll, wenn die 
Ein-kommen der Partner in etwa gleich hoch liegen. Wird hingegen bei einer Nebenbe-
schäftigung die Grenze von 450 Euro überschritten, dann erfolgt die Besteuerung nach 
der Steuerklasse VI, während der Hauptjob den ersten fünf Steuerklassen zugeordnet ist. 
Bei der Steuerklasse VI fallen besonders hohe Steuerabzüge an. Obgleich bei den Steu-
erklassen I, III und IV keine Steuern bezahlt werden müssen, ist der Nettoverlust beim 
Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze merklich: Bei 451 Euro Brutto beträgt das 
Nettoeinkommen noch 401,80 Euro. Und erst bei einem Bruttoeinkommen von mehr 
als 520 Euro wird der Nettobetrag von 450 Euro wieder erreicht und überschritten. 
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Abbildung 1

Abbildung 2
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Wesentlich schärfer fallen die Nettoverluste bei der Steuerklasse V aus: Bei einem 
Bruttoeinkommen von 451 Euro reduziert sich das Nettoeinkommen auf 358,30 
Euro. Und bei einem Bruttoverdienst von 460 Euro summieren sich die Steuer- und 
Beitragsabzüge auf fast 100 Euro (96,50 Euro) und das Nettoeinkommen sinkt auf     
363,50 Euro ab. Um den vormaligen Nettobetrag von 450 Euro wieder zu erreichen, 
muss das Bruttoeinkommen schon bei 640 Euro liegen. Zwar ist bei den hohen Abzügen 
in der Steuerklasse V ist zu berücksichtigen, dass sich die hohen Belastungen in der 
gesamten Steuerbelastung des Ehepaares ausgleichen. Gleichwohl wird die Entscheidung 
über Art und Ausmaß der Erwerbsbeteiligung von Ehefrauen stark durch die monetären 
Anreizeffekte des sozial- und steuerrechtlichen Sonderstatus von Minijobs beeinflusst.

Liegt das Einkommen eines Zweitjobs/einer Nebenbeschäftigung über 450 Euro sind die 
Nettoeinbußen besonders groß, denn zu den regulären Sozialversicherungsbeiträgen 
kommen noch die hohen Steuern der Steuerklasse VI hinzu. Steigt das Einkommen 
aus der Nebenbeschäftigung von 450 Euro auf 451 Euro, stürzt der Nettoverdienst 
auf 302,49 Euro ab. Der Ausgangswert von 450 Euro netto wird erst wieder bei einem 
Bruttoeinkommen von 680 Euro erreicht. Im Endeffekt wird der zweite Job allerdings 
wie der erste Job besteuert, denn die zu viel gezahlte Steuer wird im Folgejahr auf Antrag 
erstattet. Aber kurzfristig macht sich das nicht bemerkbar.

Abbildung 3
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Anhang 2:
Welche Zulagen und Zuschläge dürfen nach aktuellem Stand angerechnet werden?

Der Mindestlohn stellt einen Mindestentgeltsatz im Sinne des § 2 Nummer 1 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes dar. Die Grundsätze zur Berechnung tariflicher 
Mindestlöhne nach dem AEntG werden insofern auf die Berechnung des gesetzlichen 
Mindestlohnes übertragen.
Vom Arbeitgeber gezahlte Zulagen oder Zuschläge werden als Bestandteile des 
Mindestlohns berücksichtigt, wenn ihre Berücksichtigung das Verhältnis zwischen 
der Leistung des Arbeitnehmers auf der einen und der Gegenleistung, die er dafür 
erhält, auf der anderen Seite nicht verändert. Das setzt voraus, dass mit der Zulage 
oder dem Zuschlag nicht eine Arbeitsleistung vergütet werden soll, die von der vom 
Arbeitnehmer geschuldeten Normalleistung abweicht, was etwa bei Mehrarbeit oder 
Arbeitsleistung unter erschwerten Bedingungen der Fall sein kann. Eine Anrechnung ist 
demnach regelmäßig dann möglich, wenn die Zulagen oder Zuschläge zusammen mit 
anderen Leistungen des Arbeitgebers ihrem Zweck nach diejenige Arbeitsleistung des 
Arbeitnehmers entgelten sollen, die mit dem Mindestlohn zu vergüten ist (sogenannte 
funktionale Gleichwertigkeit der zu vergleichenden Leistungen). (Quelle: Zoll)

Entgeltbestandteile, die berücksichtigt werden dürfen (u.a.):

•	 Grundgehalt (Entgelt für Normalleistung)
•	 Einmalzahlungen (wenn sie das Verhältnis zwischen Leistung des 			 
	 Arbeitnehmers und der Gegenleistung nicht verändern)
•	 Für Saisonarbeiter wird die Anrechnung von Kost und Logis nach § 107 Abs. 2 	
	 Gewerbeordnung (GewO) auf den gesetzlichen Mindestlohn zugelassen.
•	 Zulagen und Zuschläge, mit denen lediglich die regelmäßig und dauerhaft 		
	 vertraglich geschuldete Arbeitsleistung vergütet wird (z.B. Bauzulage für alle 	
	 auf einer Baustelle beschäftigten Arbeitnehmer)
•	 Zulagen, die im Arbeitsvertrag eines aus dem Ausland entsandten 			 
	 Arbeitnehmers als Differenz zwischen dem in seinem Herkunftsstaat und dem 	
	 im Aufnahmestaat Deutschland geschuldeten Mindestlohn ausgewiesen sind.
•	 Ebenso Zulagen, die in Ergänzung besonderer Entlohnungsmodelle wie z.B. 	
	 Stücklohnmodelle gezahlt werden, um im Ergebnis einen Stundenlohn von 	
	 mindestens 8,50 Euro zu erzielen, ohne dass der Arbeitnehmer hierzu eine 		
	 über die „Normalleistung“ hinausgehende Leistung erbringen muss (z.B. bei 	
	 Zeitungszustellern)
•	 Einmalzahlungen (z.B. Weihnachts-/Urlaubsgeld): Sie sind anrechnungsfähig 	
	 nur für den Fälligkeitszeitraum (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 MiLoG), in dem 		
	 diese (ggf. auch anteilig) gezahlt werden und auch nur unter der weiteren 		
	 Voraussetzung, dass der Arbeitnehmer sie tatsächlich und unwiderruflich 		
	 ausbezahlt erhält. 
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	 Eine einmalige jährliche Zahlung von Weihnachtsgeld im Dezember 		
	 eines Jahres kann also nur auf den Mindestlohn im November angerechnet 	
	 werden, da die Fälligkeiten der Mindestlohnzahlungen von Januar bis Oktober 	
	 bereits abgelaufen sind.
•	 Zulagen und Zuschläge, mit denen das Verhältnis von Leistung und 		
	 Gegenleistung 	nicht berührt wird, wie z.B. Betriebstreuezulagen, Kinderzulagen
	
Zuschläge und Leistungen, die nicht angerechnet werden dürfen (u.a.):

•	 Zuschläge für besondere Arbeitszeiten (Sonntags-, Nacht- oder Schichtzuschläge)
•	 Zuschläge für besondere Arbeitsanforderungen (z. B. Schmutz- oder 		
	 Gefahrenzulagen)
•	 Mehr Arbeit pro Zeiteinheit (Akkordprämie)
•	 Überdurchschnittliche qualitative Arbeitsergebnisse (Qualitätsprämie)
•	 Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung und sonstige vermögenswirksame	
	 Leistungen
•	 Aufwandsentschädigungen (z.B. Erstattung von angefallenen Kosten, wie 		
	 Fahrten zu Kundeneinsätzen, Teilnahme an Fortbildungen, etc.)
•	 Trinkgelder
•	 Urlaubsgeld
•	 Alle sonstigen Zulagen und Zuschläge, die eine vertraglich nicht geschuldete 	
	 Zusatzleistung ausgleichen.
•	 Ohne Bedeutung ist dabei – wie auch sonst – die Bezeichnung der Zulage. 		
	 Auch eine – ggf. auch pauschalierte – Leistung, die der Arbeitgeber 	als 		
	 „Wegegeld“ bezeichnet, mit der aber 	 nur ein besonderer Fahrtaufwand 	    	
	 des Arbeitnehmers abgegolten wird, ist als reine Kostenerstattung nicht 		
	 berücksichtigungsfähig.
•	 Im Recht ausländischer Staaten oft vorgesehene Entsendezulagen, soweit 		
	 sie der 	Erstattung bei dem entsandten Arbeitnehmer tatsächlich angefallener 	
	 Entsendungskosten (z.B. Unterkunft, Verpflegung, Reisekosten) dienen.

Unklare Regelungen bei:
•	 Überstundenzuschläge 
•	 13. Monatsgehalt, Jahresendbonus
•	 Bereitschaftszeit- und Anwesenheitszeit
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